
Entschließung 
der 70. Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 

 am 27./28.10.2005 in der Hansestadt Lübeck 
 
 

Unabhängige Datenschutzkontrolle in Deutschland gewährleisten 
 
Anlässlich eines von der Europäischen Kommission am 5. Juli 2005 eingeleiteten 
Vertragsverletzungsverfahrens gegen die Bundesrepublik Deutschland zur 
Unabhängigkeit der Datenschutzkontrolle fordert die Konferenz erneut eine völlig 
unabhängige Datenschutzkontrolle.   
 
Die Richtlinie 95/46/EG zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr (EG-Datenschutzrichtlinie) 
verlangt, dass die Einhaltung datenschutzrechtlicher Vorschriften in den 
Mitgliedstaaten von Stellen überwacht wird, die die ihnen zugewiesenen Aufgaben in 
völliger Unabhängigkeit wahrnehmen. In Deutschland ist indessen die 
Datenschutzkontrolle der Privatwirtschaft überwiegend in den Weisungsstrang der 
jeweiligen Innenverwaltung eingebunden. Diese Aufsichtsstruktur bei der 
Datenschutzkontrolle der Privatwirtschaft  verstößt nach Ansicht der Europäischen 
Kommission  gegen Europarecht.  
 
Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder können eine einheitliche 
Datenschutzkontrolle des öffentlichen und privaten Bereichs in völliger 
Unabhängigkeit sicherstellen. Sie sollten dazu in allen Ländern und im Bund als 
eigenständige Oberste Behörden eingerichtet werden, die keinen Weisungen 
anderer administrativer Organe unterliegen.  
 
Demgegenüber ist die in Niedersachsen beabsichtigte Rückübertragung der 
Datenschutzkontrolle des privatwirtschaftlichen Bereichs vom 
Landesdatenschutzbeauftragten auf das Innenministerium ein Schritt in die falsche 
Richtung. Die Konferenz wendet sich entschieden gegen diese Planung und fordert 
den Bund sowie alle Länder auf, zügig europarechtskonforme Aufsichtsstrukturen im 
deutschen Datenschutz zu schaffen. 


